
länger von Arbeitslosigkeit betroffen als Menschen ohne 
Behinderungen, oder sie sind in Sonderarbeitswelten 
untergebracht.

Auf der von uns, also der Fraktion Die Linke, durch-
geführten Konferenz „Gute Arbeit für Menschen mit 
Behinderungen“ diskutierten wir über genau diese Frage 
mit den Betroffenen, und wir haben Lösungsvorschläge 
erarbeitet. Konsens auf dieser Konferenz war: Die Förde-
rungen von Menschen mit Behinderungen und chroni-
schen Erkrankungen müssen langfristig und bedarfsde-
ckend ausgestaltet werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Inklusionsunternehmen müssen stärker gefördert werden. 
Herr Heil, Sie haben es ja schon angesprochen: Das Hin 
und Her zwischen SPD und Koalitionspartner CDU/CSU 
nervt die Betroffenen nur noch. Wo bleibt endlich die 
Erhöhung der Ausgleichsabgabe?

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Die Werkstätten müssen zu tatsächlichen Inklusionsbe-
trieben weiterentwickelt werden. Ein Wechsel von einer 
Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt und auch 
wieder zurück muss verlustfrei möglich sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Teilhabe stärkt man, indem man Teilhabeleistungen 

verbessert und das Selbstbestimmungsrecht garantiert. 
Das Wunsch- und Wahlrecht der Betroffenen bei der 
Wahl der Wohnform muss garantiert und der Kostenvor-
behalt in § 104 SGB IX muss gestrichen werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Teilhabeleistungen für Menschen mit Behinderungen und 
chronischen Erkrankungen müssen menschenrechtskon-
form ausgestaltet werden,

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

und zwar bedarfsdeckend und einkommens- und vermö-
gensunabhängig.

(Beifall bei der LINKEN)
Teilhabe stärkt man, indem man Assistenzhunde für 
Menschen mit Behinderungen gesetzlich garantiert.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Und Barrierefreiheit – über dieses Thema haben wir oft 
diskutiert – muss in allen Lebensbereichen ermöglicht 
werden, sowohl im öffentlichen als auch im privaten 
Raum.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

All diese Forderungen zur Schaffung einer echten Teil-
habe sind in den Anträgen der Linken, die heute zur 
Abstimmung stehen, enthalten. Wenn Sie diesen Anträ-
gen zustimmen, dann wird es noch was mit einem echten 
Teilhabestärkungsgesetz.

In diesem Sinne: Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Pellmann. – Als Nächstes 

erhält das Wort die Kollegin Corinna Rüffer, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Demokratinnen 

und Demokraten! Ich will an dieser Stelle noch mal be-
tonen, was die letzten 13 Monate für Menschen mit 
Behinderungen bedeutet haben: Ja, sie waren isoliert, 
weil sie Angst haben mussten vor einem schweren Ver-
lauf einer Covid-19-Erkrankung. Ihnen sind die Löhne 
gekürzt worden. Menschen, die in stationären Einrichtun-
gen untergebracht sind – sie sind nicht dort, weil sie das 
so gerne möchten –, durften ihre Verwandten nicht emp-
fangen, durften ihre Liebsten nicht besuchen. Sie waren 
im Grunde genommen über viele Wochen und Monate 
weggesperrt, so wie auch die Menschen in Alten- und 
Pflegeheimen. Kinder hatten keine Schulbegleitung, The-
rapien sind ausgefallen, Förderschulen waren länger ge-
schlossen als andere Schulen. Das ist ein einziges Desas-
ter. Die Liste ließe sich fortsetzen. Das Schlimme ist – das 
kommt noch dazu –, dass all die Entscheidungen über die 
Köpfe dieser Menschen hinweg gefällt worden sind. Das 
ist eine einzige Katastrophe. Man muss sagen, dass die 
letzten Monate für die Inklusion in diesem Land richtig 
schlecht gewesen sind.

Jetzt sind wir hier zur abschließenden Beratung dieses 
Entwurfs eines Gesetzes mit dem Titel „Teilhabestär-
kungsgesetz“. Ich will Ihnen sagen: Mit Stärkung hat 
das herzlich wenig zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Es mangelt schon wieder an Beteiligung. Wir, Linke und 
Grüne, haben Sachverständige eingeladen. Sie haben die-
se Woche kompetent und nachvollziehbar erklärt, was 
man tun müsste. Aber wenn man in einer Woche die 
Anhörung macht, die Beratung im Ausschuss und die 
abschließende Beratung, dann erklären Sie mir doch 
mal, wie man dann das, was in der Anhörung gesagt 
worden ist, einbauen will, wie man das abwägen will. 
Wie kann man das Gesetz so zu einem guten Gesetz 
machen? Das funktioniert doch nicht, und das wissen 
auch Sie. Solche Anhörungen sind echt für die Füße.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es gibt einen Rattenschwanz an Änderungsanträgen, 
an Initiativen; das sehen Sie, wenn Sie sich damit 
beschäftigen. Das zeigt doch, wie groß der Handlungs-
bedarf in diesem Bereich ist. Das zeigt doch, wie viel 
Beratungsbedarf es gibt. Aber wir können über diese 
ganzen Initiativen hier gar nicht diskutieren. So bleiben 
selbst die Vorschläge, die Sie auf den Tisch legen, zum 
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Beispiel zu den Assistenzhunden – das hat echt viel Raum 
eingenommen; es gibt Initiativen dazu –, am Ende unaus-
gereift.

Genauso ist es beim Schutz vor Gewalt; Jens Beeck hat 
es ja gerade angesprochen. Wir wissen um die Problema-
tik. Wir wissen, wie häufig Frauen von Gewalt in Ein-
richtungen betroffen sind. Trotzdem springen wir so kurz. 
Zu den notwendigen Nachbesserungen beim Bundesteil-
habegesetz haben sich Constantin Grosch und Nancy 
Poser in der Anhörung den Mund fusselig geredet. Sie 
haben erklärt, wie man die Gängelung in diesem Land 
endlich überwinden kann, wie man wirklich was für 
Menschen mit Behinderungen tun kann, aber es passiert 
schlicht und ergreifend nichts.

Aber am allerschändlichsten finde ich – das will ich an 
dieser Stelle sagen –, dass wir hier heute debattieren und 
Sie als Koalition einen Entschließungsantrag vorgelegt 
haben und sagen: Wir wollen die Assistenz im Kranken-
haus regeln. – Das kommt, nachdem wir über ein Jahr-
zehnt über diese Frage reden. Wir sind in einer Pandemie. 
Diese Leute sind existenziell darauf angewiesen, dass wir 
eine Lösung finden, und ihnen ist es total egal, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ob das Ding hier wie eine heiße Kartoffel hin- und 

herfliegt.

Ich will Ihnen am Ende meiner Rede etwas von einem 
Vater einer 29-jährigen Tochter ausrichten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es ist unverantwortlich und menschenverachtend, was 

die Politik da zulässt und ignoriert. – Ich möchte das 
bestätigen. Wir haben einen Änderungsantrag vorgelegt. 
Stimmen Sie dem zu, wenn Sie dieses Problem heute 
wirklich lösen wollen; ansonsten sind Sie nicht glaub-
würdig.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Rüffer. – Nächste Redne-

rin ist die Kollegin Angelika Glöckner, SPD-Fraktion.

Angelika Glöckner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, es besteht Handlungsbedarf, und wir han-
deln, und zwar heute ganz konkret mit dem Teilhabestär-
kungsgesetz, das zu umfassenden Verbesserungen für 
Menschen mit Behinderungen in diesem Land führen 
wird.

Ich will gerne noch auf einige Punkte eingehen. Vieles 
wurde ja schon gesagt, dennoch will auch ich noch mal 
sagen: Es gibt immer wieder Situationen, wo Menschen 
mit Behinderungen in ihrem Alltag Widerstände erleben, 
beispielsweise wenn sie mit einem Assistenzhund ein-
kaufen wollen. Der Hund muss draußen bleiben. Wir 
haben das geregelt. Wir regeln ein Zugangsrecht für Men-
schen mit Behinderungen und ihrem Assistenzhund im 
öffentlichen Raum, aber eben erstmals auch in privaten 
Bereichen. Das ist ein Fortschritt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir verbessern den Gewaltschutz von Menschen, ins-

besondere von Frauen und Mädchen in Einrichtungen. 
Natürlich sorgen wir auch dafür, dass in Zeiten der Pan-
demie in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 
Wahlen für ihre Interessensvertretungen, für die Schwer-
behindertenvertretungen und die Werkstatträte, stattfin-
den können, indem wir digitale Formate anbieten.

Wir verbessern Ausbildungsmöglichkeiten durch das 
erweiterte Budget für Ausbildung und sorgen dafür, 
dass den Menschen wichtige Alternativen zu den Werk-
stätten am Arbeitsmarkt angeboten werden.

Wer arbeiten will, ist oftmals auf das Auto angewiesen. 
Das gilt auch für Menschen mit Behinderungen. Deswe-
gen bin ich sehr froh, dass es uns gelungen ist, für die 
Ausstattung oder die Anschaffung eines Autos die Kfz- 
Hilfe von 9 500 Euro auf 22 000 Euro anzuheben. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das ist ein Schritt!

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kai 
Whittaker [CDU/CSU] und Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE])

Es wurde schon mehrfach angesprochen, aber auch ich 
will das noch sagen: Wir haben Ansprechstellen für Be-
triebe geschaffen für mehr Beratung und Unterstützung 
bei Beschäftigung und Einstellung von Menschen mit 
Behinderungen; denn noch immer ist es so, dass Betriebe 
Scheu haben, Menschen mit Behinderungen einzustel-
len – zu viele Betriebe. Deswegen bin ich absolut bei 
unserem Arbeitsminister Hubertus Heil. Wir alle in der 
SPD-Fraktion haben befürwortet, dass wir hier über die 
Ausgleichsabgabe mehr Druck machen müssen. Wir ha-
ben so vieles getan, um Unternehmen zu unterstützen, 
aber es gibt nun einmal Unternehmen, die sich partout 
ihrer Beschäftigungspflicht verweigern. Dieser Realität 
muss man sich stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Leider konnten wir das mit unserem Koalitionspartner 
nicht verwirklichen. Das will ich an dieser Stelle noch 
einmal betonen; das wurde ja schon mehrfach angespro-
chen. Für die SPD-Fraktion sage ich deshalb: Wir werden 
das als hohe Priorität ganz oben auf unserer Agenda hal-
ten.

Ich will auch noch auf das Thema Krankenhausassis-
tenz zu sprechen kommen. Es ist bekannt, dass es viele 
Menschen mit Behinderungen gibt, die sich einer statio-
nären Behandlung in einem Krankenhaus verweigern, 
weil in einigen Fällen nicht geklärt ist, ob Begleitperso-
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